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Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren wäh-
rend der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich danke Ihnen für die Übersendung des Entwurfs eines Planungssicherstellungsgesetzes und die 
Möglichkeit, hierzu Stellung nehmen zu können. 
 
Vom Grundsatz her wird der Entwurf begrüßt. Er klärt den Umgang mit vielen Fragestellungen der 
vergangenen Wochen und wird Rechtssicherheit schaffen. 
 
Allerdings haben wir zwei Ergänzungsvorschläge: 
 

1. Änderung von § 1 (Anwendungsbereich) 
 
Es ist eine neuen Nummer 21 anzufügen: 
 

dem Personenbeförderungsgesetz vom 8. August 1990, zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 3. März 2020 

 
Begründung: 
 
Verfahren nach den §§ 28 ff sind ebenso betroffen wie Verfahren nach den in den Nummern 1 bis 
20 genannten Gesetzen. Offensichtlich ist das PBefG vergessen worden. 
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2. Änderung von § 3 
 
Grundsätzlich wird begrüßt, dass die Veröffentlichung im Internet ermöglicht wird. Allerdings ist auch 
den Menschen Rechnung zu tragen, die keine Möglichkeit haben, sich über das Internet die Unterla-
gen anzuschauen. Dazu erscheint die Regelung in Absatz 2 nicht deutlich genug. Deshalb wird vor-
geschlagen, eine Regelung zu übernehmen, wie sie ursprünglich im Entwurf zur Änderung des 
BauGB (Ergänzung eines § 246 c BauGB) vorgesehen gewesen ist. Es wird deshalb für Absatz 2 
folgende Formulierung vorgeschlagen: 
 

(2) Ist einer Person die Einsicht in die nach Absatz 1 einzustellenden Unterlagen über das 
Internet nicht in zumutbarer Weise möglich, kann diese Person innerhalb der Auslegungsfrist 
von der zuständigen Behörde Einsicht auf andere Weise verlangen. In diesem Fall verlängert 
sich für diese Person die Frist zur Stellungnahme um die Zeit zwischen dem Eingang des Ver-
langens nach Satz 1 und dem Zeitpunkt der erstmaligen daraufhin gewährten Möglichkeit der 
Einsicht, mindestens jedoch um eine Woche; die Dauer der Auslegungsfrist gemäß Absatz 1 
in Verbindung mit § 3 Absatz 2 bleibt unberührt. 

 
3. Ergänzungen in der Begründung 

 
In der Begründung zu § 1 soll klargestellt werden, dass das Gesetz auch für Verfahren zum Erlass 
von Rechtsverordnungen, zu denen die Länder in den in § 1 genannten Gesetzen ermächtigt wer-
den, gilt. 
 
In Bezug zum WHG soll in der Begründung klargestellt werden, dass damit die Verfahren der Plan-
feststellung bzw. -genehmigung sowie der Erlaubnis, Bewilligung und aller sonstigen im WHG ge-
nannten Verfahren gemeint sind, obwohl das WHG selbst im Wesentlichen keine Verfahrensregelun-
gen enthält, diesbezüglich vielmehr (über die Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder) das VwVfG 
gilt. 
 
Gleiches soll für Planfeststellungen und -genehmigungen nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz klar-
gestellt werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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